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Antrag 
der Abgeordneten Gerold Otten, Leif-Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, Enrico 
Komning, Uwe Schulz, Rüdiger Lucassen, Jan Ralf Nolte, Hannes Gnauck, 
Dietmar Friedhoff, Kay Gottschalk, Stefan Keuter, Jörn König, Edgar Naujok, 
Tobias Matthias Peterka und der Fraktion der AfD 

Verpflichtende Einführung von Offset-Geschäften bei Rüstungsbeschaffungen 
im Ausland 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Offset-Geschäfte sind Kompensationsgeschäfte bei Beschaffungen von Rüs-
tungsgütern im Ausland. Sie dienen dazu, die Wettbewerbsfähigkeit der einhei-
mischen Industrie, vor allem der Verteidigungsindustrie, in sicherheitsrelevanten 
Bereichen zu stärken.  

2. Die Bundesrepublik Deutschland verzichtet bis zum heutigen Tag auf Offset-Ge-
schäfte bei Rüstungsbeschaffungsvorhaben im Ausland. 

3. Dieser Verzicht gereicht nicht allein der deutschen Industrie, vor allem der deut-
schen Verteidigungsindustrie, zum Nachteil, sondern stellt auch eine Gefahr für 
den Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort Deutschland dar. Unsere Verteidi-
gungsindustrie ist ein wesentlicher Pfeiler der nationalen Sicherheitsvorsorge. 
Die Förderung von einheimischen Schlüsseltechnologien im Bereich der Vertei-
digungsindustrie ist daher eine zentrale hoheitliche Aufgabe des Staates.  

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. bei Rüstungsbeschaffungsvorhaben im Ausland künftig von ausländischen Liefe-
ranten eine Kompensation durch Offset-Vereinbarungen von mindestens 60 % 
des Kaupreises in Deutschland zu verlangen.  

2. bis zum Ende der Sommerpause 2023 dem Deutschen Bundestag eine entspre-
chende Gesetzesvorlage zur Beratung und Abstimmung vorzulegen, durch die die 
Verpflichtung zu Offset-Kompensationsgeschäften ein integraler Bestandteil von 
Rüstungsbeschaffungsvorhaben im Ausland wird. 

Berlin, den 26. Mai 2022 

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion 
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Begründung 

Im Bundeshaushalt 2022 wurde ein Sondervermögen in Höhe von 100 Mrd. Euro zur Beschaffung von Rüstungs-
gütern beschlossen. Die Fraktion der AfD begrüßt die Erkenntnis der Bundesregierung, dass eine Investitionsof-
fensive zur Modernisierung unserer Bundeswehr notwendig ist. Nach drei Jahrzehnten verfehlter Verteidigungs-
politik war dieser Schritt überfällig und hätte nicht erst einer Erschütterung der regelbasierten Ordnung in Europa 
bedurft.  
Im Strategiepapier der Bundesregierung zur Sicherheits- und Verteidigungsindustrie vom 13. Februar 2020 be-
tonte die Große Koalition, sich „auf europäischer und internationaler Ebene […] für eine Einschränkung der im 
Bereich der Verteidigungsindustrie international üblichen Offset-Geschäfte einzusetzen“ (Drucksache 19/17296, 
S. 7). Tatsache ist aber, dass Nationen, die ihrer Verteidigungsindustrie einen angemessenen Rang innerhalb der
nationalen Wirtschaftspolitik und Sicherheitsvorsorge beimessen, nicht bereit sind, auf Offset-Vereinbarungen
zum Schutz und Vorteil der eigenen Interessen zu verzichten. Daher sind Offset-Vereinbarungen üblich und wer-
den es auch bleiben, trotz der Absichtserklärung der vorherigen Bundesregierung im oben genannten Strategie-
papier.
Bis zum heutigen Tage versäumt es die Bundesrepublik Deutschland leider, Offset-Vereinbarungen mit auslän-
dischen Lieferanten bei Rüstungsgeschäften zu schließen. Unsere Partnernationen sind dagegen bestrebt, bei 
Rüstungsbeschaffungen im Ausland die betreffenden Lieferanten zu einer industriellen Zusammenarbeit mit si-
cherheitsrelevanten Unternehmen im Inland zu verpflichten, um nationale Schlüsseltechnologien zu erhalten oder 
aufzubauen bzw. industrielle Kernfähigkeiten und Kapazitäten im Inland zu unterstützen. Diese Staaten sind 
bestrebt, die wehrtechnischen Abhängigkeiten vom Ausland bei sicherheitsrelevanten Technologien zu mindern 
und die Versorgungssicherheit der Streitkräfte zu stärken. 
Mit Blick auf das o. g. Sondervermögen ist es aus Sicht der AfD unerlässlich, schnellstmöglich zu einer gesetz-
lichen Regelung zu kommen, durch die Offset-Vereinbarungen bei Rüstungsbeschaffungen im Ausland ver-
pflichtend eingeführt werden. Sie sollten sich nach der üblichen Verfahrensweise bei unseren europäischen Part-
nern richten. Wir halten diesen Schritt für umso notwendiger, weil es sich bei den 100 Mrd. Euro um kein „Ver-
mögen“ im eigentlichen Sinn des Wortes handelt, sondern um Schulden, durch die künftige Generationen deut-
scher Steuerzahler belastet werden. Eine Kompensation durch Offset-Vereinbarungen mit ausländischen Liefe-
ranten kann dazu beitragen, Wohlstand und Arbeitsplätze zu schaffen.  
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